Gruppe Schiene[image: image1.png]/<
\
]
f

/// 5llllll! I\

‘“‘\‘*(

H





Abteilung Sch 1 - Recht

Radetzkystraße 2, 1031 Wien

Telefon: +43 (1) 711 62-2104

Telefax: +43 (1) 711 62-2199
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	GZ.  210.813/2-II/Sch1-2003

DVR  0000175

	1.
An das Präsidium des Nationalrates

2.
An die Österreichische Präsidentschaftskanzlei

3.
An das Bundeskanzleramt

4.
An das Bundeskanzleramt/Verfassungsdienst

5.
An das Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten

6.
An das Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur

7.
An das Bundesministerium für Finanzen

8.
An das Bundesministerium für Gesundheit und Frauen

9.
An das Bundesministerium für Inneres

10.
An das Bundesministerium für Justiz 

11.
An das Bundesministerium für Landesverteidigung

12.
An das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft

13.
An das Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz 

14.
An das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit

15.
An den Rechnungshof

16.
An das Amt der Burgenländischen Landesregierung

17.
An das Amt der Kärntner Landesregierung

18.
An das Amt der Niederösterreichischen Landesregierung

19.
An das Amt der Oberösterreichischen Landesregierung

20.
An das Amt der Salzburger Landesregierung

21.
An das Amt der Steiermärkischen Landesregierung

22.
An das Amt der Tiroler Landesregierung

23.
An das Amt der Vorarlberger Landesregierung

24.
An das Amt der Wiener Landesregierung

25.
An die Verbindungsstelle der Bundesländer 

26.
An die Wirtschaftskammer Österreich

27.
An die Wirtschaftskammer Österreich, Fachverband der Schienenbahnen

28.
An die Bundesarbeitskammer

29.
An die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs

30.
An den Österreichischen Städtebund

31.
An den Österreichischen Gemeindebund

32.
An den Österreichischen Gewerkschaftsbund

33.
An die Vereinigung österreichischer Industrieller

34.
An die Finanzprokuratur

35.
An die Volksanwaltschaft

36.
An die Österreichischen Bundesbahnen

37.
An die Gewerkschaft der Eisenbahner

38.
An die Eisenbahn-Hochleistungsstrecken-AG

39.
An die Brenner Eisenbahn GmbH

40.
An die Schieneninfrastrukturfinanzierungs-GmbH

41.
An die Schienen-Control GmbH




Wien, am  2.Oktober 2003

1) Entwurf eines Bundesbahnstrukturgesetzes 2003; 

2) Entwurf eines ÖBB-Dienstrechtsgesetzes und Änderungen des Bahn-Betriebsverfassungsgesetzes, des Arbeitsverfassungsgesetzes, des Angestelltengesetzes und des ASVG;
Begutachtung

Das Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie übermittelt in der Beilage Gesetzesentwürfe zur Bundesbahnreform samt erläuternden Bemerkungen mit dem Ersuchen, zu den in zwei Teilen zusammengefassten Entwürfen (oder einem der Entwürfe) spätestens bis 

3.November  2003 

Stellung zu nehmen. Insoweit bis zu diesem Zeitpunkt keine Stellungnahmen eingelangen, darf angenommen werden, dass sich zu den gegenständlichen Gesetzentwürfen keine Bemerkungen ergeben.

Der erste Teil, der Entwurf eines Bundesbahnstrukturgesetzes 2003, wurde vom Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie ausgearbeitet, der zweite Teil vom Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit, jeweils unter Heranziehung externer Experten.

Der erste Teil umfasst folgende vier Artikel:

· Art. I:  Änderung des Bundesbahngesetzes

· Art.II:  Änderung des Schieneninfrastrukturfinanzierungsgesetzes

· Art.III: Änderung des Hochleistungsstreckengesetzes

· Art.IV: Änderung des Brenner-Eisenbahn-Gesetzes.

Der zweite Teil umfasst folgende fünf Artikel:

· Art. I:  ÖBB-Dienstrechtsgesetz

· Art.II:  Aufhebung des Bahnbetriebsverfassungsgesetzes

· Art.III: Änderung des Arbeitsverfassungsgesetzes

· Art.IV: Änderung des Angestelltengesetzes

· Art.V: Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes

Die in den vorliegenden Gesetzesvorhaben enthaltenen rechtsetzenden Maßnahmen zur Umsetzung von Gemeinschaftsrecht fallen nach Art. 6 der Vereinbarung nicht unter den Konsultationsmechanismus. 

Die begutachtenden Stellen werden ersucht, 

-
25 Ausfertigungen ihrer Stellungnahmen dem Präsidium des Nationalrates zuzuleiten,

-
bei Vorhandensein der technischen Möglichkeiten dazu, die Stellungnahmen dem Präsidium des Nationalrates - zusätzlich zur Übermittlung in 25 Ausfertigungen - im Wege elektronischer Post an die Adresse „begutachtungsverfahren@parlament.gv.at“ zu senden und

-
das ho. Bundesministerium im Rahmen der Stellungnahme hievon zu verständigen.

	Der Bundesminister:

Hubert Gorbach


	

	Für die Richtigkeit

der Ausfertigung:

Schubert
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